
Städtebau und  
Bodenpolitik stärken 

POSITIONSPAPIER ZUR BUNDESTAGSWAHL 2025

Düsseldorf, Dezember 2024



2

Wer bezahlbares Wohnen ermöglichen möchte, muss auch die aktive Baulandpolitik von Kommunen 
stärken. Insbesondere sind dabei folgende Themen in den Mittelpunkt zu rücken: Innenentwicklung 
durch eine vereinfachte Nachverdichtung sowie Umnutzung im Bestand, Brachflächenkonversion 
und Baulandumlegung zugunsten bezahlbaren Wohnens. Dies erfordert eine klare Unterstützung 
des Bundes bei den Möglichkeiten der Baulandmobilisierung durch entsprechende baurechtliche 
Regelungen, aber auch eine gezielte Förderung in der Baulandpolitik. 

Unsere Forderungen auf einen Blick

•   Integrierte Flächenbetrachtung und kooperatives Baulandmanagement fördern
•   BauGB Novelle: Baurecht verschlanken, Wohnungsbau ermöglichen, Baurecht beschleunigen
•   Baulandmobilisierung zugunsten des geförderten Wohnungsbaus
•   Vergünstige Grunderwerbssteuer für geförderten Wohnungsbau und Erbbaurechte

Integrierte Flächenbetrachtung und kooperatives Bauland- 
management fördern
Konversion ist immer als integrierter Ansatz zu verstehen. Wir fordern, die Entwicklung im öffent-
lichen Raum mit der in den Beständen der Wohnungsunternehmen und -genossenschaften zu-
sammenzudenken und zugleich die technische und Versorgungsinfrastruktur an die Anforderungen 
zukunftsfähiger Quartiere anzupassen, um Klimaresilienz in unseren Städten und Gemeinden 
voranzutreiben. Im Sinne der klimagerechten Quartiersentwicklung sollte bei der Entwicklung neuer 
Flächenpotentiale die öffentliche Infrastruktur vorzeitig zur Verfügung stehen. Dazu ist auch das 
kooperative Bauland- oder Nachverdichtungsmanagement als Bestandteil einer integrierten Quar-
tiersentwicklung zu fördern und beispielsweise in die Städtebauförderung aufzunehmen. Zudem 
sollte der Abruf für die Städtebaufördermittel durch Wohnungsunternehmen und -genossenschaften 
erleichtert werden.  

 
BauGB Novelle: Baurecht verschlanken, Wohnungsbau ermöglichen,  
Baurecht beschleunigen
Mehr Flexibilität, insbesondere bei alten Bebauungsplänen, sind notwendig für eine zielgerichte-
te Innenentwicklung. Möglichkeiten der Flächenumnutzung (etwa bei Kirchengrundstücken von 
Gemeinwohlflächen zu Wohnflächen), der Wohnnutzung in allen Gebietstypen auch im Kerngebiet 
sowie der höheren Dichte durch einen flexibleren Umgang mit Geschossigkeiten ermöglichen im be-
planten und unbeplanten Innenbereich mehr Wohnungen zu realisieren. Die geplanten Erleichterun-
gen für den Wohnungsbau, die Umnutzung und Erweiterung für Wohngebäude mit mehr als sechs 
Wohneinheiten nach §31 und die damit einhergehende Abweichung von Bebauungsplänen sollte 
weiterhin verfolgt werden. 

Auch die zeitliche Komponente wirkt hinderlich bei der Entwicklung von bezahlbaren Wohnungen. 
Die langjährigen Bauleitverfahren führen nicht nur zu einer Verzögerung der Nachfragedeckung, 
sondern auch zu hören Baukosten, die die Bezahlbarkeit von Wohnungen erschweren. So sind die 
Baukosten im Neubau vom zweiten Quartal 2022 zum zweiten Quartal 2023 um 8,8 Prozent gestie-
gen im Vergleich zum zweiten Quartal 2019 sogar um 40,2 Prozent, bezahlbarer Neubau wird über 
die Zeit immer schwieriger möglich. Mit der Einführung des §246e BauGB und der einhergehenden 
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Abweichung der Bauungsplanung ist es für unsere Mitgliedsunternehmen und -genossenschaften 
allerdings möglich, den „Bauturbo“ umzusetzen. Die Regelung ist langfristig im BauGB zu verankern 
und überall – nicht nur auf den angespannten Wohnungsmärkten – anzuwenden. Dazu sollte sich 
die Möglichkeit der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung eines Gebäudes zu Wohnzwecken nicht 
nur auf reine Wohngebäude beziehen.  

Baulandmobilisierung zugunsten des geförderten Wohnungsbaus

Wir fordern, bei der Vergabe von Grundstücken auch die konzeptionelle Ausrichtung des Wohnungs-
unternehmens oder -genossenschaft im Sinne der klimaresilienten Quartiersentwicklung zu berück-
sichtigen. An diese sollte bevorzugt vergeben werden, ohne sie dabei finanziell zu überfordern, um 
bezahlbares Wohnen weiterhin zu ermöglichen.  

Um die stadtnahen Flächen wieder für eine höherwertige Nutzung zurückzugewinnen, setzt dies 
zunächst eine Umwidmung der Flächen in Flächennutzungsplänen bzw. die Änderung von bestehen-
den Bebauungsplänen voraus. Dieser Strukturwandel benötigt aber auch eine finanzielle Begleitung, 
da diese Flächen häufig stark kontaminiert sind. Die Unterstützung des Bundes sollte sich an den 
Kosten zur Herstellung marktüblicher Grundstückspreise orientieren und sich auf bis zu zwei Drittel 
der dafür nötigen Kosten belaufen. Es ist also ein spezielles, dauerhaftes Förderprogramm in Ergän-
zung zur Städtebauförderung zu entwickeln, um stadtnah alte Flächen neu verwerten zu können. 

Der Vorschlag, die Baulandumlegung im Sinne des geförderten Wohnraums zu vereinfachen, wie 
in der BauGB-Novelle festgehalten, begrüßen wir. Zudem sollte bei den Optionen des kommunalen 
Vorkaufsrechts im BauGB die Vergabe nicht nur an die öffentlichen Wohnungsunternehmen, sondern 
auch an die Wohnungsgenossenschaften ermöglicht werden. So sollten auch im Zuge der Verbil-
ligungsrichtlinie der Bundesanstalt für Immobilenaufgaben (BImA) Wohnungsgenossenschaften 
mitberücksichtigt werden.

Vergünstige Grunderwerbssteuer für geförderten Wohnungsbau 
und Erbbaurechte
Ein wesentliches Hemmnis bei der Schaffung von preisgünstigen Wohnungen sind neben den Bau-
kosten auch die Grundstückskosten, insbesondere durch die Grunderwerbsteuer. Diese Steuer unter-
scheidet nicht nach der späteren Nutzung des Grundstücks. Wenn die Miethöhe begrenzt werden 
soll, mindert die Grunderwerbsteuer das verfügbare Eigenkapital für das Bauprojekt. Ohne Verbilli-
gungsabschläge führt die Steuer dazu, dass Grundstücke, besonders für den sozialen Wohnungsbau, 
nicht erworben werden können. 

Die Einführung einer Grundsteuer C für brachliegende Grundstücke könnte in bauwirtschaftlich 
guten Zeiten Flächenspekulation entgegenwirken, hat jedoch bei den aktuellen Baukosten wenig 
Einfluss auf das bezahlbare Wohnen. Insgesamt muss die Staatsquote bei den Baukosten von derzeit 
37 Prozent gesenkt werden. Erbbauverträge erscheinen zunächst kostensenkend, was jedoch oft 
durch hohe Erbbauzinsen negiert wird. Unsere Mitgliedsunternehmen und Genossenschaften sind 
langfristige Partner fürs soziale Wohnen und sollten durch faire Erbbauzinsen unterstützt werden. 
Auf teurem Boden kann keine bezahlbare Wohnung entstehen.


